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Kleine Anfrage der Abgeordneten lrene Mihalic u. a. und der Fraktion Bündnis 90/ 

Die Grünen 

Schusswaffen in Deutschland 

BT-Drucksache 18/7505 

Vorbemerkunq der Fragesteller: 

Die Anschläge in Paris am 13. November 2015 haben erneut ein Schlaglicht auf das 

Gefahrenpotenzial von Feuerwaffen und die Notwendigkeit einer EU-weiten Bekämp­

fung des illegalen Waffenhandels geworfen. Mit ihrer Kleinen Anfrage vom 

03.12.2015 (BT-Drs. 1816979) hat die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen unter ande­

rem auch die Thematik einer EU-weiten Bekämpfung illegaler Feuerwaffen aufgegrif­

fen. Denn die mit Feuerwaffen begangenen Terrorakte der letzten Jahre machen 

deutlich, dass der Verfügbarkeif von Waffen im Rahmen der Bewertung der Sicher­

heitstage erhebliche Bedeutung zukommt und es dringend geboten ist, bestehende 

Defizite schnellstmöglich zu beheben. ln diesem Zusammenhang wurde von der tra­

gestellenden Fraktion unter anderem auch wiederholt auf die Problematik einer Oe­

und anschließenden Reaktivierung von Waffen hingewiesen. 

Seitens der EU-Kommission wurde inzwischen ein Maßnahmenpaket vorgelegt, dass 

die geltenden Rechtsvorschriften zu Feuerwaffen anpassen soll, damit der Informati­

onsaustausch und die Rückverfolgbarkeit von Waffen verbessert und eine einheitli­

che Kennzeichnung sowie gemeinsame Standards für die Deaktivierung von Feuer­

waffen eingeführt werden. 

ln ihrer Antwort auf die oben erwähnte Kleine Anfrage (BT-Drs. 1817292) begrüßt die 

Bundesregierung, dass die Europäische Kommission einen Vorschlag zur Anderung 

der EU-Feuerwaffenrichtlinie unterbreitet hat, gibt aber gleichzeitig an, dass es für 

eine abschließende Bewertung des Entwurfs einer Anderungsrichtlinie noch zu früh 

sei, da dieser in mehreren Punkten noch präzisiert werde. Die Europäische Kommis­

sion hat jüngst die Durchführungsverordnung (EU) 201512403 der Kommission vom 

15. Dezember 2015 zur Festlegung gemeinsamer Leitlinien über Deaktivierungs­

standards und -techniken, die gewährleisten, dass Feuerwaffen bei der Deaktivie­

rung endgültig unbrauchbar gemacht werden, verabschiedet (ABI. L 333 vom 19. 

Dezember 2015, S. 62-67). Die Bundesregierung hat diese Regelung unterstützt. 
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Laut Bundeskriminalamt (BKA Waffenbericht 2014) wurde im Jahr 2014 im Rahmen 

der polizeilichen Auswerte- und Ermittlungsarbeit festgestellt, dass sowohl in Europa 

als auch in Deutschland der illegale Umbau von im Ausland hergestellten sog. "De­

korations- und Salutwaffen" zunimmt. Dabei handelt es sich um nicht oder nur einge­

schränkt funktionsfähige (nicht schussfähige) Waffen. Wie auch in Deutschland kön­

nen in vielen Mitgliedstaaten der EU nach den jeweiligen Vorschriften bearbeitete 

Dekorations- und Salutwaffen erlaubnisfrei erworben werden. Diese nicht funktions­

fähigen Schusswaffen können bei Vorliegen entsprechender Kenntnisse und Hilfsmit­

tel in letale Schusswaffen umgeändert werden. Die waffenrechtliehen Vorschriften 

hierzu differieren innerhalb Europas zum Teil erheblich, ebenso die technischen An­

forderungen für den Umbau. Gemäß niedrigeren als den deutschen Standards 

umgebaute Waffen können mit vergleichsweise geringem Aufwand schussfähig ge­

macht werden. Ein Erwerb wird auch durch die Möglichkeiten des Online-Handels 

begünstigt. Die reaktivierten Schusswaffen gelangen später in den illegalen Kreislauf 

und haben im Ausland nachweislich bei zum Teil schwersten Straftaten und terroris­

tischen Anschlägen Verwendung gefunden (Diehl, Jörg, SPIEGEL ONLINE, 

23. 01.2016, Anschläge von Paris: Eine Schutzweste aus Deutschland; Kade, C/au­

dia, Welt am Sonntag, 20.12.2015, Sturmgewehre auf der Autobahn). Insofern bedarf 

es dingend einer gesamteuropäischen Anpassung bestehender Regelungen in Euro­

pa. 

Der Bundesregierung ist nach Auffassung der fragestellenden Fraktion die Umset­

zung des nationalen Waffenregisters bis heute nicht gelungen: Zwar hat das Bun­

desverwaltungsamt als Registerbehörde am 1. Januar 2013 die zentrale Komponen­

te des Nationalen Waffenregisters (NWR) in Betrieb genommen, allerdings muss ei­

ne umfassende Datenbereinigung erfolgen, die wohl nicht vor 2017 abgeschlossen 

sein wird. 

Zugleich steigt aufgrund der aktuell steigenden Nachfrage nach "erlaubnisfreien Waf­

fen" die Gefahr missbräuchlicher Nutzung. Schließlich kann schon der Schuss einer 

Schreckschusspistole tödlich sein. Dabei berichtet das Bundeskriminalamt (BKA) für 

2014, dass es sich in 75,7% der Fälle von an Tatorten im Zusammenhang mit Straf­

taten nach dem StGB sichergestellten Waffen um erlaubnisfreie Waffen handelt. 

Diese Feststellung ist nicht neu, in den letzten Jahresberichten des BKA wurden 

konstant über mehr als 50% der sichergestellten Tatwaffen dieser Gruppe zugeord­

net. Zum Schutz von Opfern und zur Sicherheit der Bürgerinnen stellt sich die Frage, 

wieso der erlaubnisfreie Verkauf weiterhin möglich sein soll. 
































